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Unterabschnitt 2

Elternvertretungen

§ 69
Elternversammlung

 (1) Die Eltern der Schülerinnen und Schüler einer Klasse kommen nach Bedarf, jedoch mindestens ein-
mal im Schulhalbjahr, zur Elternversammlung zusammen. Bei abweichenden Organisationsformen des
Unterrichts bilden die Eltern für jede Jahrgangsstufe eine Elternversammlung. Das Nähere über die Bil-
dung der Elternversammlung an Förderzentren regelt das für Bildung zuständige Ministerium durch Ver-
ordnung.

 (2) Die Elternversammlung dient der Unterrichtung der Eltern über die geplante Unterrichtsgestaltung,
Schulbücher und andere Fragen von allgemeiner Bedeutung für die Schülerinnen und Schüler. Die El-
tern erörtern mit den Lehrkräften die pädagogischen Angelegenheiten, die die Schülerinnen und Schüler
gemeinsam betreffen, einschließlich Fragen des Sexualkundeunterrichts.

 (3) Bei Wahlen und Abstimmungen hat jeder Elternteil jeweils eine Stimme pro Kind. Ist nur ein Eltern-
teil vorhanden oder nur einer anwesend, hat dieser zwei Stimmen pro Kind.

§ 70
Elternvertretungen

 (1) Elternvertretungen sind Klassenelternbeirat, Schulelternbeirat, Kreiselternbeirat und Landeseltern-
beirat.

 (2) Durch die Elternvertretungen werden die Eltern der Schülerinnen und Schüler gemeinsam an der
Förderung der Persönlichkeitsbildung und dem Unterricht beteiligt. An Landeskrankenhäusern und Jus-
tizvollzugsanstalten werden Elternvertretungen nicht gebildet.

 (3) Aufgabe der Elternvertretungen ist es, im Rahmen ihres Wirkungskreises

1. das Vertrauen zwischen Schule und Elternhaus zu festigen und zu vertiefen,

 

2. das Interesse und die Verantwortung der Eltern für die Aufgaben der Erziehung zu wahren und zu
pflegen,

 

3. der Elternschaft Gelegenheit zur Information und Aussprache zu geben,

 

4. Wünsche, Anregungen und Vorschläge der Eltern zur Verbesserung der Schulverhältnisse zu be-
raten und den zuständigen Stellen in Schule und Schulverwaltung zu unterbreiten und

 

5. das Verständnis der Öffentlichkeit für die Förderung der Persönlichkeitsbildung und den Unter-
richt in der Schule zu stärken.

 

§ 71
Klassenelternbeirat
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 (1) Die Elternversammlungen nach § 69 Abs. 1 wählen aus ihrer Mitte einen Elternbeirat, der aus der
oder dem Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern bestehen soll.

 (2) Die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer hat den Klassenelternbeirat über alle grundsätzlichen, die
Klasse gemeinsam interessierenden Fragen zu unterrichten. Sie oder er ist verpflichtet, dem Klassenel-
ternbeirat die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Wird der Unterricht nicht im Klassenverband erteilt,
bestimmt die Schulleiterin oder der Schulleiter die zuständige Lehrkraft.

§ 72
Schulelternbeirat

 (1) Der Schulelternbeirat wird aus je einem von den Klassenelternbeiräten aus ihrer Mitte gewählten
Mitglied gebildet. Er unterstützt die Arbeit der Elternbeiräte beim Zusammenwirken der Schule und der
Elternschaft. Der Schulelternbeirat soll die Lehrerkonferenz einmal im Schuljahr über seine Arbeit infor-
mieren.

 (2) Der Schulelternbeirat wählt aus seiner Mitte einen Vorstand, der aus der oder dem Vorsitzenden und
zwei weiteren Mitgliedern bestehen soll.

 (3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat den Schulelternbeirat über alle grundsätzlichen, die Schule
gemeinsam interessierenden Fragen zu unterrichten. Sie oder er ist verpflichtet, dem Schulelternbeirat
die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

 (4) Der Zustimmung des Schulelternbeirats bedürfen die Festlegung der täglichen Unterrichtszeit, die
Entscheidung über die Zahl der unterrichtsfreien Sonnabende im Monat, die Einführung der Ganztags-
schule (§ 6 Abs. 1 bis 3), die Durchführung von Schulversuchen und die Entscheidungen über Ausnah-
men vom Verbot des Warenverkaufs und den Abschluss sonstiger Geschäfte (§ 29 Abs. 6 Satz 1); die
Zustimmung ist jeweils auf vier Jahre befristet. Kommt eine Einigung zwischen Schule und Schuleltern-
beirat nicht zustande, ist die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde herbeizuführen. Diese entschei-
det, nachdem sie dem Schulelternbeirat über den Kreiselternbeirat Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
geben hat.

§ 73
Kreiselternbeirat

 (1) In den Kreisen und kreisfreien Städten werden Kreiselternbeiräte jeweils gebildet für

1. die Grundschulen und Förderzentren,

 

2. die Gemeinschaftsschulen,

 

3. die Gymnasien.

 

Der Kreiselternbeirat vertritt die Anliegen der Eltern der jeweiligen Schulart auf Kreisebene und unter-
stützt die Arbeit der Schul- und Klassenelternbeiräte.

 (2) Die Kreiselternbeiräte für die Gymnasien und Gemeinschaftsschulen werden von je einem Mitglied
der bestehenden Schulelternbeiräte gebildet. Der Kreiselternbeirat für die Grundschulen und Förder-
zentren umfasst höchstens zwölf Mitglieder, die von den Delegierten der vorhandenen Schulelternbeirä-
te aus deren Mitte gewählt werden. Sind in einer Schule Schulen oder Teile von Schulen verschiedener
Schularten organisatorisch verbunden, wird die Elternvertretung dieser Schule an der Bildung des Kreis-
elternbeirats der jeweils betroffenen Schulart beteiligt.

 (3) Der Kreiselternbeirat wählt aus seiner Mitte einen Vorstand, der aus der oder dem Vorsitzenden und
zwei weiteren Mitgliedern bestehen soll.

 (4) Die Schulaufsichtsbehörde hat den Kreiselternbeirat über alle grundsätzlichen, die Schulen gemein-
sam interessierenden Fragen zu unterrichten. Sie ist verpflichtet, dem Kreiselternbeirat die notwendi-
gen Auskünfte zu erteilen.
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 (5) Der Kreiselternbeirat ist bei der Bildung eines Schuleinzugsbereiches nach § 138 Abs. 3 durch das
für den jeweiligen Bildungsbereich zuständige Ministerium und vor der Genehmigung der Errichtung,
Änderung und Auflösung von Schulen durch die Schulaufsichtsbehörde anzuhören. Die Kreise und die
kreisfreien Städte haben die Kreiselternbeiräte zur Schulbauplanung sowie zu beabsichtigten Änderun-
gen in der Schülerbeförderung und der Schulentwicklungsplanung in ihrem Gebiet anzuhören.

§ 74
Landeselternbeirat

 (1) Im Land werden Landeselternbeiräte gebildet jeweils für

1. die Grundschulen und Förderzentren,

 

2. die Gemeinschaftsschulen,

 

3. die Gymnasien.

 

 (2) Jeder Kreiselternbeirat wählt aus seiner Mitte ein Mitglied für den Landeselternbeirat.

 (3) Der Landeselternbeirat wählt aus seiner Mitte einen Vorstand, der aus der oder dem Vorsitzenden
und zwei weiteren Mitgliedern bestehen soll. Der Kreiselternbeirat, dessen Mitglied zur oder zum Vorsit-
zenden des Landeselternbeirats gewählt wird, kann ein zusätzliches Mitglied in den Landeselternbeirat
wählen.

 (4) Der Landeselternbeirat vertritt die Anliegen der Eltern der jeweiligen Schulart auf Landesebene und
unterstützt die Arbeit der Schul- und Kreiselternbeiräte. Er berät das für Bildung zuständige Ministerium
in wichtigen allgemeinen pädagogischen Fragen und in Fragen des Schulwesens, durch die Belange der
Eltern berührt werden, insbesondere bei der Änderung von Stundentafeln. Das für Bildung zuständige
Ministerium hat den Landeselternbeirat über alle grundsätzlichen, die Schulen gemeinsam interessie-
renden Fragen zu unterrichten und ihm die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

§ 75
Kosten, Arbeitsgemeinschaften

 (1) Die Kosten für die Tätigkeit der Elternvertretungen tragen im Rahmen der in den Haushaltsplänen
zur Verfügung gestellten Mittel

1. in der Schule der Schulträger,

 

2. für die Kreiselternbeiräte die Kreise und kreisfreien Städte,

 

3. für die Landeselternbeiräte das Land.

 

 (2) Das für Bildung zuständige Ministerium bestimmt durch Verordnung das Wahlverfahren (Wahlord-
nung) und die Höhe der Reisekostenvergütung und des Sitzungsgeldes. Das fachlich zuständige Mi-
nisterium regelt im Einvernehmen mit dem für Bildung zuständigen Ministerium durch Verordnung die
Gewährung von Reisekostenvergütungen für Elternvertreterinnen und Elternvertreter an Schulen, die
Schülerinnen und Schüler aus dem ganzen Land aufnehmen.

 (3) Die Vorsitzenden der Kreiselternbeiräte und der Landeselternbeiräte bilden jeweils eine Arbeitsge-
meinschaft. Kreiselternbeiräte und Landeselternbeiräte können im Rahmen der zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel Veranstaltungen zur Unterrichtung von Mitgliedern der Schulelternbeiräte durch-
führen.

§ 76
Ehrenamtliche Tätigkeit, Verfahrensgrundsätze



 (1) Die Tätigkeit in den Elternbeiräten ist ehrenamtlich. Die §§ 95 und 96 des Landesverwaltungsgeset-
zes gelten entsprechend. Die Mitglieder der Elternbeiräte sind im Rahmen ihrer Aufgabenstellung an
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Die Mitglieder der Kreis- und Landeselternbeiräte sowie deren
Vorstände erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen Reisekostenvergütung und Sitzungsgeld.

 (2) Die Mitglieder im Schulelternbeirat, Kreiselternbeirat und Landeselternbeirat haben Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter, die im Verhinderungsfall ihre Aufgaben wahrnehmen. Die Stellvertreterinnen
und Stellvertreter sind zugleich Ersatzmitglieder, die im Fall des Ausscheidens der Mitglieder in deren
Stellung nachrücken.

 (3) Für die Ordnung in den Sitzungen, die Beschlussfähigkeit, die Beschlussfassung, die Wahlen und die
Niederschrift über die Sitzungen der Elternbeiräte gilt § 68 entsprechend; für die Wahlen der Elternbei-
räte findet die Wahlordnung für Elternbeiräte Anwendung. Die Elternbeiräte können sich im Rahmen
dieser Verfahrensgrundsätze eine Geschäftsordnung geben, in der weitere Verfahrensregelungen, ins-
besondere über die Einberufung und Tagesordnung der Sitzungen, getroffen werden können.

 (4) Bei Wahlen und Abstimmungen haben alle Elternbeiratsmitglieder das gleiche Stimmrecht. Das
Stimmrecht ist nicht übertragbar. Wird die oder der Vorsitzende eines Elternbeirats nicht in der Wahl-
versammlung gewählt, bestimmen die Mitglieder des Vorstandes, wer von ihnen das Amt der oder des
Vorsitzenden übernimmt.

 (5) Lehrkräfte können nicht Mitglied

1. eines Klassenelternbeirats, wenn sie in der Klasse unterrichten,

 

2. eines Schulelternbeirats, wenn sie in der Schule unterrichten, oder

 

3. eines Kreiselternbeirats oder Landeselternbeirats der Schulart, in der sie unterrichten, sein.

 

 (6) Schulaufsichtsbeamtinnen und Schulaufsichtsbeamte können nicht Vorsitzende eines Schulelternbei-
rats oder Mitglied eines Kreis- oder Landeselternbeirats sein.

§ 77
Amtszeit

 (1) Die Amtszeit der Elternbeiräte und der Elternbeiratsvorstände beträgt zwei Schuljahre. Abweichend
von Satz 1 wird der Elternbeirat in der Jahrgangsstufe sieben des achtjährigen Bildungsganges des
Gymnasiums für die Dauer von drei Schuljahren und in der Sekundarstufe II (§ 8) für die Dauer des Bil-
dungsganges gewählt. Abweichende Regelungen bestimmt die Schulkonferenz.

 (2) Werden Klassen neu gebildet, wird der Klassenelternbeirat für den Rest der Amtszeit neu gewählt.

 (3) Mitglieder von Elternbeiratsvorständen bleiben bis zur Neuwahl im Amt, soweit sie nicht nach § 78
ausscheiden.

§ 78
Ausscheiden aus dem Amt

 (1) Ein Mitglied eines Klassenelternbeirats scheidet aus seinem Amt und dem Schulelternbeirat aus,
wenn das Kind die Klasse verlässt.

 (2) Ein Mitglied des Vorstandes des Schulelternbeirats scheidet aus seinem Amt aus, wenn keines seiner
Kinder die Schule mehr besucht.

 (3) Ein Mitglied des Kreiselternbeirats scheidet aus seinem Amt aus, wenn keines seiner Kinder eine
Schule der entsprechenden Schulart im Kreis mehr besucht.

 (4) Ein Mitglied des Landeselternbeirats scheidet aus seinem Amt aus, wenn keines seiner Kinder eine
Schule der entsprechenden Schulart im Land mehr besucht.



 (5) Ein Mitglied eines Elternbeirates scheidet durch Rücktritt aus seinem Amt aus.

 (6) Ein Mitglied eines Elternbeirats kann durch das Gremium, das es gewählt hat, mit einer Mehrheit von
zwei Dritteln der Stimmberechtigten abberufen werden. Die Elternversammlung kann abweichend von
Satz 1 die von ihr gewählten Mitglieder des Elternbeirats mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stim-
men der anwesenden Stimmberechtigten abberufen.




